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Diefes Blatt er⸗ 
ſcheint jeden Mitt⸗ 
woch und Soun⸗ 
abend. Der Aboune⸗ 
entspr. vro Jahr 
iſt von Auswärtigen 
mit 3.4 75 bei der 
nächſten Poſtanſtalt, 
von Hieſigen mit 
3 im Jutell⸗ 
Comt. zu entrichten. 


Kreis- und Anzeige-Blatt 


Inſerate, ſowobl v. 
„ Behörden, als auch 
v. Privatperſouen 
werden in Danzig 
im Intelligenz⸗ 
Comt. Jopengaſſe 8, 
angenommen. Preis 
der gewöhnlichen 


Zeile 20 4. 


für den 
Kreis Danziger Höhe. 
„ 100. 5 Danzig, den 17. Dezember at 1898. 


Amtlicher Theil. 
I. Verfügungen u. Betanntmachungen des Landraths u. des Kreis⸗Ausſchu Tea, 


1. Landespolizeiliche Anordnung zur Bekämpfung der Schweineſeuchen. 

Auf Grund der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 8. September 1898, 
betreffend die Anzeigepflicht für die Schweineſeuche (Schweinepeſt) und den Rothlauf der Schweine 
(R.⸗G. Bl. S. 105%) ordne ich hiermit in Gemäßheit der 88 19 bis 22 und 26 bis 29 des 
23. Juni 1880 
1. Mai 1894 
bezw $ 1 der hierzu gehörigen Bundesrathsinſtruktion vom 27. Juni 1895, zu Folge Ermächti⸗ 
gung des Herrn Miniſters für Landwirthſchaft Domänen und Forſten bis auf Weiteres unter 
Aufhebung meiner landespolizeilichen Anordnung vom 23. April 1894 (AB S. 175) 
Folgendes an: 


Reichsgeſetzes, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen vom 


8 1. 

Jeder Beſitzer von Schweinen iſt verpflichtet, von dem Ausbruche der Schweineſeuche 
(Schweinepeſt) und des Rothlaufs unter feinem Schweinebeſtande und von allen verdächtigen 
Erſcheinungen bei demſelben, welche den Ausbruch einer ſolchen Krankheit befürchten laſſen, ſofort 
der Ortspolizeibezörde Anzeige zu machen, auch die Thiere von Orten, an welchen die Gefahr ter 
Anſteckung fremder Thiere beſtaht, fern zu halten Die gleichen Pflichten liegen den im § 9 des 
Viehſcuchengeſetzes genannten Perſonen, insbeſondere den Trichinen- und Fleiſchbeſchauern ob. 

a 


Außer den Vich und Nferdemärkten (Mo. 17 des Viehſeuchengeſetzes) unterliegen auch 
die Schweinemärkte der Beau ſſichtigung durch den beamteten Thierarzt, desgleichen der Auſtrieb 
von Schweinen auf die Wochenmärkte, ſowie die von Unternehmern behufs öffentlichen Verkaufs 
in offentlichen oder privaten Räumlichkeiten zuſammengebrachten Schweinebeſtände. 


— er 
9 3 


Im Falle der Feſtſtellung einer der im 8 1 genannten Seuchenkrankheiten ſind von der 
Ortspolizeibehorde folgende Schutzmaßregeln anzuordnen: 


1 


a. Schweineſeuche (Schweinepeſt). 

It der Ausbruch der Schweineſeuche (Schweinepeſt) durch den beamteten Thierarzt 
feſtgeſtellt (5 12 des Viehſeuchengeſetzes), jo kann letzterer in Abweſenheit eines Ver⸗ 
treters der Ortspolizeibehorde die erforderlichen Anordnungen vorläufig treffen. Die⸗ 
ſelben ſind dem Beſitzer der Schweine oder deſſen Vertreter entweder zu Protokoll 
ober durch ſchriftliche Verfügung zu eröffnen. Der Ortspolizeibehörde ift hiervon ſofort 
Anzeige zu machen. 

Der Ausbruch der Schweineſeuche ( Schweinepeft) it durch die Ortspolizeibehörde 
auf ortsübliche Weiſe und in dem für amtliche Publikationen beſtimmten Blatte 
(Kreise, Amtsblatt u. ſ. w.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


„Die kranken und verdächtigen Schweine unterliegen der Gehöftſperre. Als verdächtig 


gelten alle mit kranken Thieren auf demſelben Gehöft befindlichen Schweine. Die 
Ausführung verdächtiger Schweine aus dem Seuchengehöft darf nur ausnahmsweiſe 
mit polizeilicher Genehmigung zum Zwecke ſofortigen Abſchlachtens ſtatifinden. Der 
Transport darf nur zu Wagen oder mit der Eiſenbahn erfolgen. 

Geſchieht die Ausführung in einen andern Polizeibezirk. fo iſt die betreffende 
Polizeibehörde in Kenntniß zu ſetzen. Der Auftrieb ſolcher Schweine auf Schweine— 
märkte, ſowie auf Vieh und Wochenmärkte iſt verboten. 


Der Beſitzer iſt anzuhalten, das Seuchengehöft gegen fremde Schweine während der 


Dauer der Sperrmaßregeln zu ſchließen. Ferner darf er den Seuchenſtall nicht von 
ſremden Perſonen, insbeſondere Händlern und Fleiſchern betreten laſſen 

Am Eingange des Seuchengehöfts iſt eine Tafel mit der Aufſchrift „Schweine 
ſeuche (Schweinepeſt)“ anzubringen. 
Gewinnt die Seuche in einer Ortſchaft eine größere Verbreitung, ſo iſt die Abhaltung 
von Schweine märkten, ſowie der Auftrieb von Schweinen auf Vieh- und auf Wochen⸗ 
märkte in dem Seuchenort und in deſſen Umgegend zu verbieten. Die Ortspolizei⸗ 
behörde hat den verſeuchten Ort und deſſen Feldmark gegen das Durchtreiben von 
Schweinen zu ſperren. Das Durchfahren von Schweinen darf nur unter der Be- 
dingung ſtattfinden, daß die Transporte in der geſperrten Ortſchaft nicht anhalten. 

Die Ausführung von Schweinen aus ſolchen Orten darf nur unter den oben 
(No. 2) geſtellten Bedingungen und Einſchränkungen erfolgen. 

In größeren geſchloſſenen Ortſchaften können dieſe Maßregeln auf einzelne 
Straßen oder Theile des Ortes oder der Feldmark beſchränkt werden. 

An der Grenze der verſeuchten und geſperrten Ortſchaften oder Ortſchaftstheile 
find Tafeln mit der Aufſchrift „Schweineſeuche (Schweinepeſt)“ anzubringen. 


„Bricht die Seuche in Treibheerden oder bei Schweinen aus, die ſich auf dem Tlansport 


befinden, ſo hat die Ortspolizeibehörde die Weiterbeförderung zu verbieten und die 
Absperrung der Schweine anzuordnen. Im Falle die Schweine binnen 24 Stunden 
einen Standort erreichen können, wo ſie durchſeuchen oder abgeſchlachtet werden ſollen, 
kann die Ortspolizeibehörde die Weiterbeförderung unter der Bedingung geſtatlen, 
daß die Schweine unterwegs fremde Gehöfte nicht betreten und daß ſie zu Wagen 
transportirt werden. 


AH 


Wird die Erlaubniß zur Ueberführung der Schweine in einen anderen Polizei⸗ 
bezirk ertheilt, ſo iſt die betreffende Polizeibehörde von der Sachlage in Kenntniß 
zu ſetzen. 

6. Die Seuche gilt als erloſchen und die angeordneten Schutzmaßregeln ſind aufzuheben, 
wenn in dem Gehöft oder der Ortſchaft oder dem ſonſtigen Gebiet, auf welcher die 
angeordneten Schutzmaßregeln ſich beziehen, die kranken Schweine gefallen oder 
geſchlachtet ſind, wenn die verdächtigen Schweine gefallen oder geſchlachtet ſind, oder 
wenn nach dem Auftreten des letzten Krankheitsfalles eine Friſt von mindeſtens vier 
Wochen vergangen iſt und wenn die vorſchriftsmäßige Desinfektion ($ 5) erfolgt iſt. 
Nach Aufhebung der Schutzmaßregeln iſt das Erlöſchen der Seuche durch amtliche 
Publikation in gleicher Weiſe, wie der Ausbruch der Seuche ($ 3 a 1) zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

b. Rothlauf. 

J. Iſt der Auebeuch des Rothlaufs in einer Ortſchaft durch den beamteten Thierarzt 
feſtgeſtellt (§ 12 des Viehſeuchengeſetzes), jo können innerhalb der nächſten 6 Wochen 
bei weiteren Fällen von Rothlauf in dem Seuchenort und in deſſen nächſter Um⸗ 
gebung die nöthigen Anordnungen von der Ortspolizeibehörde ohne nochmalige 
Zuziehung des beamteten Thierarztes getroffen werden. 

In dieſem Falle hat die Ortspolizeibehörde dem beamteten Thierarzt von den 
einzelnen Seuchenfällen Mittheilung zu machen 

2. Die ſeuchekranken und die der Seuche verdächtigen Schweine ſind bis zu ihrem 
natürlich oder durch Abſchlachtung erfolgten Tode, bezw bis zu ihrer völligen Ge⸗ 
neſung im Stalle zu behalten und von den geſunden Schweinen zu trennen. Der 
Seuchenſtall darf bis zum Erlöſchen der Seuche (No. 4) von fremden Perſonen nicht 
betreten werden, auch iſt der Beſitzer anzuhalten, das Gehöſt bis zur Ausführung der 
Stalldesinfektion durch fremde Schweine nicht betreten zu laſſen. 

Bricht der Rothlauf in Treibheerden oder bei Schweinen aus, welche ſich auf dem 
Transport befinden, fo ift die Weiterbeförderung bis zum 5. Tage nach dem Auf⸗ 
treten des letzten Krankheitsfalles zu verbieten und die Abſperrung anzuordnen 

Können die Schweine binnen 24 Stunden einen Standort erreichen, wo ſie 
durchſeuchen oder abgeſchlachtet werden ſollen, ſo konn die Ortspolizeibehörde die 
Weiterbeförderung unter der Bedingung geſtatten, daß die Schweine unterwegs fremde 
Gehöfte nicht betreten und daß ſie zu Wagen transportirt werden. Wird die 
Erlaubniß zur Ueberführung der Schweine in einen anderen Polizeibezirk ertheilt, fo 
iſt die betreffende Polizeibehörde von der Sachlage in Kenntniß zu ſetzen. 

4. Die Seuche gilt als erloſchen und die Desinfektion des Stalles iſt auszuführen ($ 5), 
wenn ſämmtliche Schweine des betroffenen Stalles gefallen oder geſchlachtet ſind, oder 
wenn innerhalb mindeſtens 5 Tagen nach dem letzten Erkrankungsfalle weitere Seuchen⸗ 
fälle nicht aufgetreten ſind. 


2 


8 4. 
5 Die Kadaver der an Schweineſeuche (Schweinepeſt) oder Rothlauf gefallenen Schweine 
ind entweder durch Anwendung hoher Hitzegrade oder auf chemiſchem Wege oder durch tiefes 
Vergraben unſchädlich zu beſeitigen. Beim Vergraben ſind abgelegene Orte, welche von ſeuche⸗ 
freien Schweinen nicht betreten werden, auszuwählen. Die Gruben find mindeſtens 1 m tief 
anzulegen. Die Kadaver ſind mit Kalkmilch oder Petroleum zu begießen. Iſt zur Beſeitigung 
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oder Vernichtung der Kadaver ein Transport derſelben über das Gehöft und deſſen zugehörige 
Feldmark hinaus erforderlich, fo find zum Transport nur dichte Wagen zu benutzen, welche ein 
Verſchütten von Blut, Excrementen u. ſ. w. unmöglich machen. Hat der Wagen keinen feſten 
Deckel, ſo iſt der Kadaver mit einem waſſerdichten Plantuche vollſtändig zu bedecken. Der 
Wagen muß nach jedem Gebrauch desinfizirt werden. 

Die Abſchlachtung ſeuchekranker oder ſeuche verdächtiger Schweine im Seuchegehöft iſt 
geſtattet. Jedoch darf das Fleiſch im rohen Zuſtande nicht aus dem Gehöſt entfernt werden. 
Ausnahmen ſind nur mit beſonderer polizeilicher Erlaubniß zuläfſig, wenn damit eine Gefahr 
für eine Seuchenverſchleppung nicht verbunden iſt Die Eingeweide, das Blut, ſonſtige Abfälle 
und das Abwaſchwaſſer find, wie vorſtehend angegeben unſchädlich zu beſeitigen. 

Als ſeucheverdächtig ſind ſolche Schweine zu verſtehen, an welchen ſich Erſcheinungen 
zeigen, die den Ausbruch der Schweineſeuche (Schweinepeſt) oder des Rothlaufs befürchten laſſen. 
§ 5. 

Die durch ſeuchekranke oder ſeucheverdächtigen Schweine inficirten Ställe oder Stallab- 
theilungen, die vor den Ställen befindlichen inficirten Tummielplätze, ſowie alle Gegenſtände, die 
mit dieſen Thieren in Berührung gekommen ſind, müſſen nach dem Aufhören der Seuche und 
nach Entfernung der kranken Thiere nach Anordnung des beamteten Thierarztes gründlich gez 
reinigt und desinficirt werden. Vor Ausführung der Desinfektion hat die Beſeitigung des in« 
ficirten Düngers zu erfolgen. Derſelbe darf in der Regel nicht im Gehöft aufbewahrt werden, 
ſondern muß entweder verbrannt oder vergraben oder auf das Feld gefahren und ſogleich unter— 
gepflügt werden. Die Beſeitigung des Düngers darf auf ſolchen Wegen und nach ſolchen Plätzen 
nicht erſolgen, die von ſeuchefreien Schweinen betreten werden. Iſt eine längere Aufbewahrung 
des Düngers unerläßlich, fo darf dieſelbe nur an abgelegenen Orten geſchehen. Der Dünger iſt 
ſchichtweiſe mit Kalkmilch zu begießen und mit Erde zu bedecken. 

Die Ausführung der Desinfektion hat in allen Fällen der beamtete Thierarzt zu kon⸗ 
troliren und der Ortspolizeibehörde zu beſcheinigen. Vor Ertheilung dieſer Beſcheinigung darf der 
desinficirte Stall nicht wieder durch friſche Schweine beſetzt werden. 

6 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer landespolizeilichen Anordnung unterliegen 
der Strafvorſchriſt der SS 65 Ziffer 2, 66 Ziffer 3 und 4 und 67 des Reichs viehſeuchengeſetzes 
vom 23. Juni 1880 — 1. Mai 1894 bezw. § 328 des Strafgeſetzbuches. 

Danzig, den 27. November 1898. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


Desinfektions⸗Anweiſung für Schweineſeuche (Schweinepeſt) und Rothlauf. 
Während die Erreger der Schweineſeuche (Schweinepeſt) echte Paraſiten ſind, die ihre 
Entwickelungsbedingungen nur innerhalb des Thierkörpers finden und ſich leicht durch die 
Athmung und durch Aufnahme von infizirtem Futter von Thier auf Thier übertragen laſſen, 
ſind die Rothlaufbacillen nur fakultative Parafiten, die ſich auch außerhalb des Thierkörpers 
entwickeln und fortpflanzen können. 
f Die Infektion der Schweine durch dieſe kann nur durch Aufnahme mit dem Futter 
erfolgen. 
Die erſteren ſind aber auch außerhalb des Thierkörpers ſehr reſiſtent, ſie vermögen ſich, 
vermuthlich in einer noch unbekannten Dauerform, längere Zeit hindurch entwickelungsfähig zu 
halten. Bei den genannten Seuchen iſt daher auf eine gründliche Desinfektion des Stalles und 
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aller mit kranken Schweinen in Berührung gekommenen Räumlichkeiten beſonderes Gewicht zu 
legen. Die anzuwendende Desinfektion kann für Schweineſeuche (Schweinepeſt) und Rothlauf 
die gleiche fein, mit der Maßgabe, daß bei Schweineſeuche (Schweinepeſt) ſtets der ganze 
Schweineſtall zu desinficiren fein wird, während ſich die Desinfektion bei Rothlauf der Regel 
nach nur auf diejenigen Stallabtheilungen zu beſchränken braucht, in welchen rothlaufkranke 
Thiere untergebracht geweſen ſind. In allen Fällen iſt die gründliche Reinigung und Desin⸗ 
fection der Jaucherinnen und Jauchegruben, ſowie der vor den Ställen befindlichen Tummel⸗ 
plätze, beſonders zu beachten. 

1. Die Reinigung und Desinfektion der Ställe pp. iſt nach Maßgabe der 88 4, 5, 6,7 
und 10 Nr. 1 bis 3 der Anweiſung für das Desinfektionsverfahren bei anſteckenden 
Krankheiten der Hausthiere (Anlage A zur Bundesrathsinſtruktion vom 27. Juni 1895) 
vorzunehmen. 

2. Da die feſten und flüſſigen Abgänge der ſeuchekranken Schweine ſehr infektiös ſind, 
jo iſt auch auf die unſchadliche Beſeitigung derſelben beſondere Aufmerkſamkeit zu 
verwenden. Dieſe Abfallſtoffe ſind zu ſammeln und ſammt der aus dem Stall ab— 
gegrabenen durchjauchten Erde, dem Inhalt der Jauchrinnen und Jauchegruben zu 
verbrennen oder an abgelegener Stelle gleich zu vergraben. Wo dieſes nicht an⸗ 
gängig iſt, müſſen dieſe Stoffe mit Kalkmilch vermiſcht alsbald aufs Feld gefahren 
und untergepflügt werden. 

3. Abfälle von nothgeſchlachteten Schweinen und das beim Schlachten verwendete Ab: 
waſchwaſſer ſind entweder durch Feuer zu vernichten oder mit Kalkmilch vermiſcht, 
wie die Kadaver zu vergraben. Das Abwaſchwaſſer darf auf keinen Fall auf dle 
Erde oder in Gräben, Teiche, Flüſſe ausgegoſſen werden. 

4. Streu und Dünger aus verſeuchten Ställen pp. ſind zu verbrennen, zu vergraben 
oder baldmöglichſt auf das Feld zu fahren und unterzupflügen. Soll derſelbe auf⸗ 
1 werden, ſo iſt derſelbe ſchichtweiſe mit Kalkmilch zu begießen und mit Erde 
zu bedecken. 


Danzig, den 27. November 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Die Bewohner des Kreiſes mache ich darauf aufmerkſam, daß nach der Verordnung 

vom 27. November cr. jeder Beſitzer von Schweinen verpflichtet iſt, von dem Ausbruche der 
Schweineſeuche, Schweinepeſt und des Rothlaufs unter ſeinem Schweinebeſtande, ſowie von 
allen verdächtigen Erſcheinungen bei den Schweinen, welche den Ausbruch einer ſolchen Krank 
heit befürchten laſſen, ſofort dem Herrn Amtsvorſteher Anzeige zu machen. 
4 Die Herren Amtsvorſteher erſuche ich, nach Empfang einer ſolchen Anzeige 
ſchleunigſt das Vorhandenſein der Krankheit durch den hieſigen Kreisthierarzt feſtſtellen zu laſſen 
und ſodann die in der vorſtehenden Verordnung angeführten Schutzmaßregeln anzuordnen, ſo⸗ 
wie für deren genaue Befolgung zu ſorgen. 

Von dem feſtgeſtellten Ausbruche der Schweineſeuche und Schweinepeſt, oder der Roth⸗ 
laufkrankheit erſuche ich mir in jedem Falle Bericht zu erſtatten, ebenſo auch das Erlöſchen derſelben 
mir anzuzeigen. 

Danzig, den 12. Dezember 1898. 


an dra th. 


— 550 — 


2. Deffentliche Bekanntmachung. 
Stenerveranlaguug für das Steuerjahr 1899. 


Auf Grund des § 24 des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 (Geſetzſamml. 
S. 175) wird hiermit jeder bereits mit einem Einkommen von mehr als 3000 
Mark veranlagte Steuerpflichtige im Kreiſe Danziger Höhe aufgefordert, die Steuer⸗ 
erklärung über ſein Jahreseinkommen nach dem vorgeſchriebenen Formular in der Zeit vom 
4. bis 20. Januar 1899 dem Unterzeichneten ſchriftlich oder zu Protokoll unter der Verſicherung 
abzugeben, daß die Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind. 

Die oben bezeichneten Steuerpflichtigen ſind zur Abgabe der Steuererklärung 
verpflichtet, auch wenn ihnen eine beſondere Aufforderung oder ein Formular nicht zu⸗ 
gegangen iſt. 

Die Einſendung ſchriſtlicher Erklärungen durch die Poſt iſt zuläſſig, geſchiebt aber auf 
Gefahr des Abſenders und deshalb zweckmäßig mittelſt Einſchreibebriefes. Mündliche Er⸗ 
klaͤrungen werden von dem Unterzeichneten werktäglich im Geſchäftszimmer hier, Sandgrnbe 24, 
Vormittags von 10 bis 12 Uhr zu Protokoll entgegen genommen. 

Die Verſäumung der obigen Friſt hat gemäß § 30 Abſatz 1 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes den Verluſt der geſetzlichen Rechtsmittel gegen die Cinſchätzung zur 
Einkommenſteuer für das Steuerjahr zur Folge. 

Wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben oder wiſſentliche Verſchweigung 
aan 1 in der Steuererklärung find im $ 66 des Einkommenſteuergeſetzes mit Strafe 
edroht. 

Steuerpflichtige, welche gemäß § 26 des Ergänzungsſteuergeſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetzzamml. S. 134) von dem Rechte der Vermögensanzeige Gebrauch machen wollen, 
haben dieſelbe ebenfalls innerhalb der oben angegebenen Friſt nach dem vorgeſchriebenen 
Formular bei dem Unterzeichneten ſchriftlich oder zu Protokoll abzugeben. 

Auf die Berückſichtigung ſpäter eingehender Vermögensanzeigen bei der Veranlagung 
der Ergänzungsſteuer kann nicht gerechnet werden. 

Wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige thatſächliche Angaben über das Vermögen in 
der Vermögensanzeige find im § 43 des Ergänzungsſteuergeſetzes mit Strafe bedroht. 


Danzig, den 15. Dezember 1898. 
Der Vorſitzende der Veraulagungs⸗Kommiſſion des Kreiſes 
Danziger Höhe. 

Maurach. 


3. Ich mache darauf auſmerkſam, daß die Verwendung ſchulpflichtiger Kinder bei Treib— 
jagden nicht erlaubt iſt und daß der Einwand, man habe nicht gewußt, daß die angeſtellten 
Kinder ſchulpflichtig waren, nicht vor Beſtrafung ſchützt. Die Ortsvorſtände und die Gensdarme, 
ſowie die Lehrer fordere ich auf, von jeder zu ihrer Kenntniß gelangenden Uebertretung des Ver 
botes mir Anzeige zu machen. 


Danzig, den 10. Dezember 1898. 
De a e ee 
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4. Das Schiffer⸗Muſterungsgeſchäft für den Kreis Danziger Höhe findet am 
5. Januar 1899, Vormittags 10% Uhr, 
hierſelbſt im Lokale „Freundſchaftlicher Garten“, Neugarten No. 1, ſtatt. 

Die Herren Orts⸗Vorſteher derjenigen Ortſchaften, aus welchen Militärpflichtige 
ſich zu geſtellen haben, erſuche ich, für das pünktliche Erſcheinen derſelben Sorge zu tragen und 
ihnen die den Herren Orts⸗Vorſtehern noch zugehenden Vorladungen gegen Vollziehung der 
denſelben angehängten Empfangsſcheine auszuhändigen und letztere mir ſpäteſtens zum 


30. Deze mber er. zur Vermeidung koſtenpflichtiger Abholung hierher 


einzureichen. 

Sollten einzelne der Militärpflichtigen inzwiſchen nach anderen Orten verzogen ſein, ſo 
ſind die betreffenden Meldungen unverzüglich mit der Angabe, wohin fie verzogen ſind, 
zurückzureichen Den Vorgeladenen iſt noch beſonders zu eröffnen, daß ſie ihre Seefahrtsbücher 
mit zur Stelle zu bringen haben und daß gegen diejenigen, welche den Muſterungstermin ver⸗ 
ſäumen, zu ſpät kommen oder fi ohne Erlaubniß aus dem Muſterungs⸗Lokale entfernen und 
beim Namensaufruf nicht anweſend ſind, eine Geldſtrafe bis zu 30 , eventl. Haft bis zu 
3 Tagen feſtgeſetzt werden wird. 

| Eine gleiche Strafe wird diejenigen Militärpflichtigen treffen, welche ohne Tauf⸗ reſp. 
Geburts⸗ und Looſungsſchein, ungewaſchen und mit ſchmutzigen Füßen erſcheinen. 

1 Sollten in einzelnen Ortſchaften ſchifffahrtstreibende Militärpflichtige ſein, für welche 
den Orts⸗Vorſtänden Vorladungen nicht zugegangen ſind, die aber zur Geſtellung zur Muſterung 
verpflichtet find, d. h. ſolche, die ſich zum diesjährigen Erſatz⸗ bezw. Ober⸗Erſatz⸗Geſchäft nicht 
Ei aben und durch Vorlegung einer genügenden Ausſtands⸗Beſcheinigung, eines Seewehr⸗ 
cheines, Ausmuſterungs- oder Ausſchließungsſcheines ſich über ihre Militärverhältniſſe nicht aus⸗ 
weiſen können, ſo ſind dieſelben mir bis ſpäteſtens zum 30. Dezember er. unter Einreichung 
der Tauf⸗ reſp. Geburts⸗ und Looſungsſcheine namhaft zu machen und unter allen Umſtänden 
zur Schiffermuſterung zu geſtellen. 


Zur ſeemänniſchen Se ſind zu rechnen: 


Seeleute von Beruf, d. h. welche mindeſtens ein Jahr auf deutſchen See-, Küſten⸗ 
oder Hafffahrzeugen gefahren ſind. 

b. Sees, Küften- und Hafffiſcher, welche die Fiſcherei mindeſtens ein Jahr gewerbs⸗ 
mäßig betrieben haben. 

0. Schiffszimmerleute und Segelmacher, welche zur See gefahren ſind. 

d. Maſchiniſten und Maſchiniſtengehülfen und Heizer von See- und Flußdampfern. 

0. Schiffsköche und Kellner (Stewards). 


Zur halbſeemänniſchen Bevölkerung find 


zu rechnen: 
a. Seeleute, welche als ſolche auf deutſchen oder außerdeutſchen Fahrzeugen mindeſtens 
zwölf Wochen gefahren ſind. 
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b. Sees, Küſten⸗ und Haffſiſcher, welche die Fiſcherei zwar weniger als ein Jahr, 
aber gewerbsmäßig, ſei es als Hauptgewerbe (Berufsfiſcher), ſei es als Neben: 
gewerbe (Gelegenheitsfiſcher) betreiben oder betrieben haben. 

Ferner gehören zur ſeemänniſchen bezw. halbſeemänniſchen Bes 
völkerung: Kohlenzieher, Trinimer, Electriker, Schloſſer, Klempner, Lampenputzer, Segel: und 
Tauflicker, Pentryleute, Aufwäſcher, Conditor, Bäcker, Schlächter, Zahlmeiſter⸗ und Zahlmeiſter⸗ 
Aſſiſtenten von Handelsſchiffen ꝛc., welche mindeſtens 12 Wochen zur See gefahren find. 


Die Anbringung von Reklamationen um Befreiung reſp. 

0 ® 
Zurückſtellung vom aktiven Dienfte ift beim Schiffermuſterungsgeſchäft unzuläſſig, 
etwaige Anträge werden ohne Weiteres zurückgewieſen werden 


Wenn von den zur Vorſtellung kommenden Militärpflichtigen Jemand in gerichtlicher Unter 
ſuchung ſich befindet, unter Wirkung von Ehrenſtrafen ſteht, oder noch rechtskräftig erkannte 
Freibeitsſtrafen zu verbüßen haben ſollte, jo haben die Orts-Vorſteher die darauf bezüglichen 
Angaben der Erſatz⸗Kommiſſion zu machen, ſobald der betreffende Mann zur Vorſtellung kommt. 
Die Herren Orts⸗Vorſteher derjenigen Ortſchaften, aus welchen Militärpflichtige 
ſich zur Schiffermuſterung zu geſtellen haben, haben die genaue und pünktliche Befolgung 
dieſer Anordnungen ſich angelegen ſein zu laſſen; fie haben im Muſterungstermin 
entweder perſönlich anweſend zu fein, oder ſich durch die geſetzlichen Vertreter vertreten zu laſſen 
und müſſen über die Verhältniſſe der Militärpflichtigen eventl. Auskunft ertheilen können. 
Gegen diejenigen Orts⸗Vorſteher, welche ſich einer Vernachläſſſgung 
der ihnen durch dieſe Verfügung auferlegten Pflichten ſchuldig machen, werde 
ich Ordnungsſtrafen feſtſetzen. | 
Danzig, den 15. Dezember 1898. | 


Der ende e 


5. Die durch die Beſtimmungen des Bundesraths vom 18. Oktober d. Is. (veröffentlicht 
in No. 96 des hieſigen Kreisblatts) in No. II. zu 2 zugelaſſene Abweichung von den Vor: 
ſchriften § 135 Abſatz 3 und § 137 Abſatz 2 über die Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern 
und Arbeiterinnen, ſowie von erwachſenen Arbeiterinnen in Ziegeleien bezieht ſich nur auf 
Feldbrandziegeleien und auf ſolche Ziegeleien kleineren Umfanges, in denen außer den Um⸗ 
faſſungsmauern des Ofens weiter keine ſtändige Betriebseinrichtungen vorhanden find. 
Trockengerüſte, auch wenn ſie im Anſchluß an den Ofen und mit dieſen unter einem Dache 
aufgeſtellt ſind, können nicht als Zubehörungen des Ofens angeſehen werden, ſondern ſind als 
von dieſem zu unterſcheidende dauernde Betriebseinrichtungen zu betrachten; deren Vorhandenſein 
ſchließt daher die Anwendung der oben erwähnten Ausnahmen von den Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung auf derartige Ziegeleien gleichfalls aus. 


Danzig, den 14 Dezember 1898. 


Deer eh 
Beilage. 


